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anzufordern. Die Beauftragten der Finanz- und Preis­
kontrollorgane müssen im Besitz eines Ausweises oder 
Auftrages des Bestellers sein, aus dem ihre Befugnis 
zur Durchführung von Preisüberprüfungen für Liefe­
rungen und Leistungen an Besteller ersichtlich ist,

§19
Behandlung nicht erfüllter Verträge 

am Ende des Planzeitraumes

(1) Ist in Ausnahmefällen die Vertragserfüllung in 
dem Planzeitraum, für den der Vertrag abgeschlossen 
wurde, nicht mehr möglich und zwischenzeitlich keine 
andere Regelung getroffen worden, ist der Besteller be­
rechtigt, spätestens innerhalb von 4 Wochen nach Ab­
lauf dfes Planzeitraumes den Rücktritt vom Vertrag 
zu erklären.

(2) Der Verzicht auf die Ausübung des Rücktritts­
rechts kann von der Vorlage eines Aufholeplanes durch 
den Leistenden abhängig gemacht werden. In diesem 
Fall beginnt die Rücktrittsfrist mit der Übergabe des 
Aufholeplanes.

(3) Erstreckt sich die Vertragsverletzung auf einen 
selbständig verwertbaren Teil der Lieferung oder Lei­
stung, so steht dem Besteller das Rücktrittsrecht nur 
insoweit zu.

(4) Dieses Rücktrittsrecht kann bei Einfuhr- und In­
vestitionsleistungsverträgen nur ausgeübt werden, 
wenn es nach den gesetzlichen Bestimmungen zulässig 
ist. In Koordinierungsvereinbarungen oder Verträgen 
können andere Regelungen getroffen werden.

\
§20

Ausarbeitung,
Bestätigung und Kontrolle der Preise

(1) Für die Ausarbeitung, Bestätigung und Kontrolle 
der Preise für Lieferungen und Leistungen an Bestel­
ler gelten die allgemeinen Bestimmungen, soweit ge­
setzlich oder durch Festlegungen des Leiters des Am­
tes für Preise nichts anderes vorgeschrieben ist.

(2) Erfolgt die Preisbestätigung durch ein besonderes 
dafür bestimmtes Organ, hat der Besteller dies im Ver­
tragsangebot oder im Vertrag zum Ausdruck zu brin­
gen.

(3) Der Leistende ist verpflichtet, erforderliche Preis­
bestätigungen rechtzeitig beim zuständigen Organ ein­
zuholen.

§21
Zahlungsfristen und Verrechnungsverfahren

(1) In den Vertragsbeziehungen mit Bestellern gelten 
und sind in den Vertrag aufzunehmen:

a) eine Zahlungsfrist von 14 Tagen für
— Lieferung von Nahrungsmitteln und landwirt­

schaftlichen Erzeugnissen, wenn das im Vertrag 
vereinbarte Transportmittel bzw. die Trans­
portart die Einhaltung einer durchschnittlichen 
Transportzeit bis zu 3 Tagen gewährleistet

— Transport- und Dienstleistungen
— Lieferungen und Leistungen, die auf Grund ge­

setzlicher Bestimmungen oder vertraglicher 
Vereinbarungen vom ^Besteller bei der Über- 
gabe/Ubernahme geprüft und abgenommen 
werden

b) eine Zahlungsfrist von 28 Tagen für alle anderen 
Lieferungen und Leistungen.

(2) Für die Verrechnung von Geldforderungen und 
Geldverbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
an Besteller findet das Überweisungsverfahren Anwen­
dung.

(3) Zwischen den für den Bereich des Bestellers und 
den Bereich des Leistenden zuständigen zentralen 
Staatsorganen oder in Koordinierungsvereinbarungen 
kann vereinbart werden, daß für bestimmte Lieferun­
gen und Leistungen an Stelle der Zahlungsfrist von 
28 Tagen eine Zahlungsfrist von 14 Tagen oder an Stelle 
des Überweisungsverfahrens ein anderes Verrechnungs­
verfahren Anwendung findet, das zwischen den Ver­
tragspartnern zu vereinbaren ist.

(4) Für Beziehungen der Leistenden zu ihren Koope­
rationspartnern gelten die allgemeinen Bestimmungen.

§22
Auswirkungen besonderer Maßnahmen

(1) Fristen, deren Einhaltung eine Voraussetzung für 
die Entstehung bzw. Verwirklichung der Rechte und 
Pflichten des Bestellers ist, laufen nicht in der Zeit, 
während der der Besteller wegen zwingender militäri­
scher Erfordernisse, insbesondere wegen der Durchfüh­
rung von Maßnahmen zum Schutze der Deutschen De­
mokratischen Republik oder von Übungen gehindert 
ist, die zur Wahrung seiner Rechte erforderlichen 
Handlungen vorzunehmen. Das gleiche gilt für die Ein­
haltung der Termine.

(2) Die Besteller sind für die Nichterfüllung bzw. 
nicht gehörige Erfüllung ihrer vertraglichen Pflichten 
nicht verantwortlich, wenn dies durch zwingende mili­
tärische Erfordernisse, insbesondere durch die Erfül­
lung von Verpflichtungen aus dem Warschauer Vertrag 
oder durch Festlegungen des Nationalen Verteidigungs­
rates der Deutschen Demokratischen Republik, begrün­
det ist.

(3) Die gesetzlichen Bestimmungen über den Ersatz 
notwendiger Aufwendungen werden durch die Absätze 
1 und 2 nicht eingeschränkt.

(4) Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Ab­
sätzen 1 oder 2 wird im Zweifel durch eine Bestätigung 
des übergeordneten Organs des Bestellers nachgewiesen.

§23
Geheimhaltung

(1) Bei speziellen Lieferungen oder Leistungen ist 
vom Besteller im Vertrag der erforderliche Geheim­
haltungsgrad festzulegen. Dasselbe gilt für andere Lie­
ferungen und Leistungen, die aus besonderen Gründen 
der Geheimhaltung bedürfen. Verschlußsachen sind vom 
Leistenden entsprechend dem im Vertrag festgelegteri 
Geheimhaltungsgrad zu behandeln.

(2) Soweit für spezielle Lieferungen oder Leistungen 
im Vertrag kein Geheimhaltungsgrad festgelegt wurde, 
dürfen diese und die dazu gehörenden Vertragsdoku­
mente, Unterlagen und Produktionsvoraussetzungen 
nur dem Personenkreis und nur in dem Umfange zu­
gänglich gemacht werden, wöe es zur Vertragserfüllung 
notwendig ist. Der betreffende Personenkreis ist durch 
den Leiter des Betriebes schriftlich zur Geheimhaltung 
zu verpflichten. Das gleiche gilt für Teile von Lieferun-


